
Artikel 111
Die zuständigen deutschen Wohnungsbehörden haben in ihrem Amts­

bereich eine Bestandaufnahme des vorhandenen Wohnraums vorzunehmen 
und alle für den Vollzug dieses Gesekes erforderlichen Unterlagen zu be­
schaffen, die ständig auf dem laufenden zu halten sind.

Artikel IV
Die zuständigen deutschen Wohnungsbehörden haben alle erforder­

lichen Maßnahmen zu treffen, um in ihrem Amtsbereich allen Personen, 
gemäß den von der Militärregierung festgesetzten oder noch festzusetzenden 
Normen, Wohnraum zu beschaffen.

Artikel V
1. Ein Wohnraum gilt als frei, wenn er tatsächlich leer steht oder wenn 

ihn ein Nichtberechtigter inne hat.
2. Jeder Hauseigentümer, Inhaber einer Wohnung oder sonstige Ver­

fügungsberechtigte ist verpflichtet, das Freiwerden derselben unverzüg­
lich der zuständigen deutschen Wohnungsbehörde zu melden, unter 
gleichzeitiger Angabe der Zahl der Wohnräume und ihres Flächen­
inhaltes.

Artikel VI
Zwecks Vermehrung des vorhandenen Wohnraums in ihrem Amts­

bereich können die deutschen Behörden:
a) zweckentfremdete Wohnräume ihrem ursprünglichen Zweck wieder 

zuführen;
b) einen Wohnungstausch anordnen, wenn dies eine bessere Verteilung 

des Wohnraums bedeutet;
c) vorhandenen Wohnraum um- oder ausbauen, wenn dadurch eine wirk­

samere Ausnutzung desselben erzielt wird;
d) an Häusern dringende Reparaturen und in Gemeinden, in denen der 

Wohnraumdurchschnitt pro Person unter vier Quadratmeter liegt, auch 
umfassendere Arbeiten vornehmen.

Artikel Vll
1. Die zuständigen deutschen Behörden können jeden zum Vollzug dieses 

Gesetzes erforderlichen Wohnraum erfassen.
2. Die Erfassung erfolgt durch Zustellung einer schriftlichen Mitteilung 

an den Hauseigentümer und den jeweiligen Inhaber des Wohnraums. 
Falls dies praktisch nicht durchführbar ist, kann die Erfassung durch 
Anschlag der schriftlichen Mitteilung an einer deutlich sichtbaren Stelle 
des zu erfassenden Wohnraums erfolgen.

3. Der Betroffene kann innerhalb einer Frist von drei Tagen nach Zu­
stellung oder Anschlag der Mitteilung Beschwerde bei der Wohnungs­
behörde einlegen, welche die Erfassung angeordnet hat. Falls diese Be­
hörde der Beschwerde nicht abhilft, muß sie dieselbe der Aufsichts­
behörde zur Entscheidung vorlegen. Die Beschwerde hat keine auf­
schiebende Wirkung.
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